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Prüfungsordnung für den  
internationalen Bachelorstudiengang 
„Comparative and European Law“ der 

Hanse Law School an der Carl von  
Ossietzky Universität Oldenburg und 

der Universität Bremen 
 
 

vom 16.12.2005 
 
 

Die Prüfungsordnung wurde von der Universität 
Oldenburg beschlossen. Sie wurde vom Rektor der 
Universität Bremen und vom Präsidium der Univer-
sität Oldenburg genehmigt. 

 
 

Erster Teil 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1  

Studienziele 
 
(1) Ziel des Studienganges ist der rechtsverglei-
chend-integriert vermittelte Erwerb grundlegender 
Kenntnisse des deutschen und des niederländi-
schen Rechts sowie der für die wirtschaftsrechtliche 
Praxis besonders relevanten Bereiche des common 
law in Orientierung auf das europäische Gemein-
schaftsrecht unter Einbeziehung der gesellschaftli-
chen und der politischen Grundlagen der europäi-
schen Integration.  
 
(2) Die Studierenden sollen zu praxisbezogenem 
Handeln sowie dazu befähigt werden, im Zusam-
menwirken mit Anderen in den genannten Rechts-
gebieten wissenschaftliche Erkenntnisse zu gewin-
nen und deren Bedeutung für die Gesellschaft und 
die berufliche Praxis zu erkennen. Durch geeignete 
Stoffauswahl und Erarbeitung eines kritischen Ver-
ständnisses der wissenschaftlichen Methoden wer-
den die Kenntnisse und die Lernfähigkeit vermittelt, 
die für die transnationale Berufspraxis mit juristi-
scher Kompetenz erforderlich sind. 
 
 

§ 2  
Hochschulgrad 

 
Nach bestandener Bachelorprüfung wird der Hoch-
schulgrad „Bachelor of Laws (LL.B.)“ verliehen. Der 
Titel wird gemeinsam von der Universität Bremen 
und der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg 
verliehen.  
 
 

§ 3  
Zweck der Prüfung 

 
Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsqualifi-
zierenden Abschluss des Studiums. Sie dient dem 
Nachweis fachlicher Kenntnisse in den Kerngebie-

ten des Rechts unter vergleichender Berücksichti-
gung des deutschen und niederländischen Rechts 
sowie dem Nachweis fachlicher Kenntnisse in den 
für die wirtschaftsrechtliche Praxis besonders rele-
vanten Gebieten des common law sowie des 
Rechts der Europäischen Union. Durch die Bachelor-
prüfung soll festgestellt werden, ob die Kandidatin 
oder der Kandidat die für den Übergang in die Be-
rufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse 
erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge ü-
berblickt und die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche 
Erkenntnisse anzuwenden.  

 
 

Zweiter Teil 
Studium und studienbegleitende  

Prüfungsleistungen 
 
 

§ 4  
Dauer und Gliederung des Studiums 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der 
Prüfungen, des Auslandssemesters und des acht-
wöchigen Pflichtpraktikums sechs Semester. Für 
den erfolgreichen Abschluss des Studiums sind ins-
gesamt 240 Credit Points (CP) nach dem European 
Credit Transfer System zu erbringen. Das Studium 
ist so aufgebaut, dass in jedem Semester im Voll-
zeitstudium 40 CP erworben werden können. 
 
(2) Das Studium gliedert sich in juristische und 
nichtjuristische Module, denen einzelne Kurse zu-
geordnet werden. Während des Studiums müssen 
sämtliche Kurse aller Module belegt werden. Jedes 
Modul wird mit einer studienbegleitenden Modulprü-
fung abgeschlossen, die zum Teil aus mehreren 
Teilprüfungen besteht. Die jeweils zu den Modulen 
gehörenden Kurse, die Aufteilung der Modulprüfun-
gen in mehrere Teilprüfungen und die zu erwerben-
den Kreditpunkte sowie die Prüfungsinhalte erge-
ben sich aus dem als Anlage 1 beigefügten Stu-
dienplan.  
 
(3) Die Module des Bachelorstudiums müssen in 
jedem Fach in der durch die römischen Ziffern vor-
gegebenen Reihenfolge abgeschlossen werden. 
Das Modul EU-Recht setzt den Abschluss des Mo-
duls Einführung in die Hanse Law School voraus, 
das Modul Arbeitsrecht den Abschluss der Module 
Zivilrecht I und Zivilrecht II, das Modul Wirtschafts-
recht I den Abschluss des Moduls Zivilrecht I. 
 
(4) Die nach dem Studienplan im 5. Semester zu 
belegenden Kurse müssen an einer ausländischen 
Hochschule besucht und abgeschlossen werden. 
Für die zu erbringenden Studien- und Prüfungsleis-
tungen gelten auf der Grundlage der mit den Part-
nerhochschulen getroffenen Kooperationsvereinba-
rungen die jeweiligen Vorschriften der ausländi-
schen Partnerhochschule. 
 
(5) Während des Studiums ist ein achtwöchiges 
Pflichtpraktikum zu absolvieren. 
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(6) Während des Studiums haben die Studieren-
den im Rahmen des Moduls „EU-Recht“ an einem 
Moot Court teilzunehmen. 
 
 

§ 5  
Prüfungsleistungen 

 
(1) Folgende Prüfungsformen kommen für die 
Modulprüfungen und die kumulativen Teilprüfungen 
in Betracht: 
- Hausarbeit (Absatz 3), 
- schriftlich ausgearbeitetes Referat mit Disputa-

tion (Absatz 4), 
- Klausur (Absatz 5), 
- mündliche Prüfung (Absatz 6),  
- Kolloquium (Absatz 7), 
- Moot court (Absatz 8) oder  
- Praktikumbericht (Absatz 9)  
 
Anmeldungen zu den Modulprüfungen und zu den 
Teilprüfungen erfolgen spätestens vier Wochen vor 
der jeweiligen Prüfung. Danach sind Rücktritte nur 
auf begründeten Antrag und mit Genehmigung des 
Prüfungsausschusses möglich. Klausur, Referat und 
Hausarbeit können als Falllösung, Themenarbeit, 
Fragenklausur oder als rechtsgestaltende Aufgabe 
(z. B. Entwurf von Normtexten oder rechtlichen Ver-
einbarungen) ausgestaltet sein.  
 
(2) Prüfungsleistungen können in geeigneten Fäl-
len auch in Form von Gruppenarbeiten erbracht 
werden. Der als Prüfungsleistung zu bewertende 
Beitrag jedes einzelnen Gruppenmitglieds muss die 
an die Prüfung zu stellenden Anforderungen erfüllen 
sowie als individuelle Prüfungsleistung auf Grund 
der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder an-
deren objektiven Kriterien klar erkennbar, deutlich 
abgrenzbar und für sich bewertbar sein. 
 
(3) Die Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche 
Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächer-
übergreifenden Aufgabenstellung unter Einbezie-
hung und Auswertung einschlägiger Literatur. Die 
Bearbeitungszeit beträgt zwei Wochen. Der ge-
schriebene Text soll zwischen 15.000 und 30.000 
Zeichen mit Leerzeichen umfassen. Den Studieren-
den ist Gelegenheit zu Vorschlägen für die Aufga-
benstellung zu geben. Im Einzelfall kann auf be-
gründeten Antrag der oder des Studierenden die 
Bearbeitungszeit ausnahmsweise bis zur Gesamt-
dauer von vier Wochen verlängert werden.  
 
(4) Ein Referat umfasst die eigenständige und 
vertiefte schriftliche Auseinandersetzung mit einem 
wissenschaftlichen Problem aus dem Arbeitszu-
sammenhang der Lehrveranstaltung unter Einbe-
ziehung und Auswertung einschlägiger Literatur, 
einen mündlichen Vortrag von 10 bis 20 Minuten 
Dauer und eine Auseinandersetzung in einer an-
schließenden Diskussion. Absatz 3, Sätze 2 – 4 gilt 
entsprechend.  
 

(5) In einer Klausur soll die Kandidatin oder der 
Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenz-
ter Zeit, mit begrenzten Hilfsmitteln und unter Auf-
sicht mit den geläufigen Methoden des Fachs ein 
Problem erkennen und Wege zu einer praxisnahen 
Lösung finden kann. Die Bearbeitungszeit beträgt 
drei Stunden.  
 
(6) Die mündliche Prüfung dient dem Nachweis 
der Fähigkeit, rechtliche Probleme zu erfassen, 
praxisgerechte Lösungen zu entwickeln und diese 
verständlich darzustellen und argumentativ zu ver-
treten. Die Prüfung findet als Einzelprüfung oder als 
Gruppenprüfung mit bis zu drei Studierenden vor 
einer Prüferin oder einem Prüfer und einer Beisitze-
rin oder eines Beisitzers statt. Die oder der Beisit-
zende ist vor der Notenfestsetzung zu hören. Die 
Dauer der Prüfung beträgt je Kandidatin oder Kan-
didat 30 Minuten. Die wesentlichen Gegenstände 
der Prüfung, die Bewertung der Prüfungsleistung 
und die tragenden Erwägungen der Bewertungsent-
scheidung sind in einem Protokoll festzuhalten. 
Dieses ist von den Prüfenden und den Beisitzenden 
zu unterschreiben. Die Prüfung kann einen einlei-
tenden Aktenvortrag umfassen, in dem die oder der 
Geprüfte einen rechtlichen Fall referiert und einen 
Lösungsvorschlag präsentiert. Die Vortragsakte wird 
der Geprüften oder dem Geprüften unmittelbar je 
nach Schwierigkeitsgrad bis zu drei Stunden vor der 
Prüfung überreicht, damit sie oder er den Vortrag 
unter Aufsicht und mit Hilfe festgelegter Hilfsmittel 
vorbereiten kann. 
 
(7) An einem Kolloquium nehmen mehrere Studie-
rende teil und weisen in einem Gruppengespräch 
ihre Fähigkeit nach, rechtliche Probleme zu disku-
tieren und gemeinsam Lösungen zu entwickeln. Ab-
satz 6 Sätze 2 – 6 findet entsprechende Anwendung. 
 
(8) Mit der Teilnahme an einem Moot Court soll 
die oder der Geprüfte nachweisen, dass sie oder er 
fähig ist, ein simuliertes Gerichtsverfahren aus der 
Perspektive verschiedener Berufsrollen vorzuberei-
ten und die entsprechende Position in einer mündli-
chen Verhandlungssituation argumentativ zu vertre-
ten. Die erfolgreiche Teilnahme wird durch zwei 
mündliche Beiträge von je mindestens 15 Minuten 
auf der Grundlage schriftlicher Skizzen und in Aus-
einandersetzung mit Fragen und Gegenfragen 
nachgewiesen, die den fachlichen Anforderungen 
nach der Beurteilung der Prüferin oder des Prüfers 
genügen. 
 
(9) Ein Praktikumbericht erläutert die in einer prak-
tischen Studienzeit erbrachten berufspraktischen 
Tätigkeiten und wird mit „bestanden“ oder „nicht be-
standen“ bewertet. Näheres zur Durchführung der 
praktischen Studienzeit regelt eine Praktikumord-
nung als Anlage zur Studienordnung 
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§ 6  
Durchführung der Prüfungen 

 
(1) Von den studienbegleitenden Prüfungsleistun-
gen ist in den Modulbereichen „Einführung in die 
Hanse Law School“, Zivilrecht: Module I-III, Öffentli-
ches Recht: Module I-III, Strafrecht: Module I-II und 
Wirtschaftsrecht: Module I-II jeweils mindestens 
eine Prüfungsleistung als Klausur, eine als Hausar-
beit bzw. als Referat sowie eine als mündliche Prü-
fung zu erbringen. In dem Modul „EU-Recht“ sind 
neben der erfolgreichen Teilnahme am Moot Court 
ein Referat und eine Klausur zu erbringen. In dem 
Modul Arbeitsrecht sind eine Klausur und ein Refe-
rat zu erbringen. Ferner sind von den insgesamt zu 
erbringenden studienbegleitenden Prüfungsleistun-
gen jeweils mindestens eine Klausur, eine Hausar-
beit und eine mündliche Prüfung oder ein Kolloqu-
ium in englischer Sprache abzulegen.  
Die Hanse Law School stellt ein ausreichendes An-
gebot dieser Prüfungsformen sicher.  
 
(2) Die Aufgabe für die Prüfungsleistung wird von 
den Prüfenden festgelegt. Können sich die Prüfen-
den nicht einigen, legt der Prüfungsausschuss die 
Aufgabe fest. 
 
(3) Die Prüfungsleistungen müssen in dem Se-
mester, in dem die entsprechende Lehrveranstal-
tung bzw. das entsprechende Modul entsprechend 
dem Studienplan endet, einschließlich der folgen-
den veranstaltungsfreien Zeit erstmalig vollständig 
erbracht und bewertet werden. 
 
(4) Macht die oder der Geprüfte glaubhaft, dass 
sie oder er wegen länger andauernder oder ständi-
ger Krankheit oder Behinderung oder wegen famili-
ärer Betreuungsaufgaben nicht in der Lage ist, Prü-
fungsleistungen ganz oder teilweise in der vorge-
schriebenen Bearbeitungszeit und/oder Form abzu-
legen, ist ihr oder ihm durch den Prüfungsausschuss 
zu ermöglichen, die Prüfungsleistungen innerhalb 
einer verlängerten Bearbeitungszeit oder eine gleich-
wertige Prüfungsleistung in einer anderen Form zu 
erbringen. Dazu kann die Vorlage eines amtsärztli-
chen Attests verlangt werden. 
 
 

§ 7  
Wiederholung von Prüfungsleistungen 

 
(1) Nicht bestandene Modulprüfungen und nicht 
bestandene Teilprüfungen können einmal in dem 
Semester, in dem die Prüfung angeboten wurde, 
wiederholt werden. Wird auch diese Wiederho-
lungsprüfung mit „nicht ausreichend“ bewertet oder 
ergibt das Gesamtergebnis der Teilprüfungen, ein-
schließlich der wiederholten Teilprüfungen, dass ein 
Modul nicht bestanden ist, so ist der Studierenden 
oder dem Studierenden spätestens bis zum Beginn 
des folgenden Semesters eine mündliche Prüfung 
über den Gesamtinhalt des Moduls anzubieten. 
Wird auch diese mündliche Modulprüfung mit „nicht 

ausreichend“ bewertet, so ist die Modulprüfung end-
gültig nicht bestanden.  
 
(2) Der Prüfungsausschuss legt die Prüfungster-
mine fest. Wiederholungsprüfungen sind in ange-
messener Frist, in der Regel innerhalb von sechs 
Wochen nach Bewertung der ersten Arbeit, abzule-
gen. Die oder der Geprüfte hat sich hierfür innerhalb 
des vom Prüfungsausschuss festzusetzenden Zeit-
raums zu melden. Bei der Bekanntgabe der Melde-
frist wird die oder der Geprüfte darauf hingewiesen, 
dass bei Versäumnis des Prüfungstermins oder bei 
erneutem Nichtbestehen die Bachelorprüfung end-
gültig nicht bestanden ist, soweit nicht die Voraus-
setzungen für einen weiteren Wiederholungsver-
such vorliegen. 
 
 

Dritter Teil  
Bachelor-Abschlussprüfung 

 
§ 8  

Anmeldung und Zulassung zur  
Bachelor-Abschlussprüfung 

 
(1) Die Anmeldung zur Bachelorarbeit erfolgt in 
der Regel zum Ende des 5. Semesters. Der Beginn 
der Bearbeitungszeit ist auf spätestens zwei Wo-
chen nach Anmeldung festzusetzen. Der Anmel-
dung beizufügen sind neben den in § 15 bezeichne-
ten Nachweisen und Erklärungen die Nachweise 
über 15 studienbegleitende Modulprüfungen und ein 
Vorschlag für das Thema der Bachelorarbeit bzw. 
für den Themenbereich, dem das Thema für die 
Bachelorarbeit entnommen werden soll, sowie ge-
gebenenfalls ein Antrag auf Vergabe des Themas 
als Gruppenarbeit und Vorschläge bezüglich der 
Auswahl der Prüfenden. 
 
(2) Zur Verteidigung der Bachelorarbeit wird nur 
zugelassen, wer alle 17 studienbegleitenden Modul-
prüfungen und die Bachelorarbeit erfolgreich abge-
schlossen und den Nachweis der erfolgreichen Teil-
nahme am Pflichtpraktikum erbracht hat.  
 
 

§ 9  
Bachelorarbeit 

 
(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass die oder 
der Geprüfte in der Lage ist, innerhalb einer vorge-
gebenen Frist ein juristisches Problem selbständig, 
methodengerecht und anwendungsbezogen zu be-
arbeiten. Thema und Aufgabenstellung müssen dem 
Prüfungszweck gemäß § 3 und der Bearbeitungs-
zeit gemäß § 9 Absatz 3 entsprechen. Die Bachelo-
rarbeit soll einen Umfang von 60 Seiten (ohne An-
lagen) nicht überschreiten. 
 
(2) Das Thema der Bachelorarbeit kann von den 
nach § 13 Abs. 1 Prüfungsberechtigten gestellt und 
betreut werden. Es wird nach Anhörung der Kandi-
datin oder des Kandidaten  durch die erste Gutach-
terin oder den ersten Gutachter festgelegt. Der Prü-
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fungsausschuss genehmigt das Thema der Bache-
lorarbeit und bestellt zwei Gutachterinnen oder zwei 
Gutachter, von denen eine die Betreuerin oder der 
Betreuer ist. Das Thema wird der Kandidatin oder 
dem Kandidaten über die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bekannt 
gegeben. Der Ausgabezeitpunkt ist aktenkundig zu 
machen. Der Prüfungsausschuss bestimmt den 
Termin des Bearbeitungsbeginns.  
 
(3) Die Bearbeitungszeit für die Bachelorarbeit 
beträgt sechs Wochen. Das Thema kann nur ein-
mal und nur innerhalb des ersten Drittels der Bear-
beitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzelfall 
kann auf begründeten Antrag der oder des Geprüf-
ten die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses die Bearbeitungszeit um höchstens zwei 
Wochen verlängern. 
 
(4) Die Bachelorarbeit ist in deutscher, englischer 
oder niederländischer Sprache abzufassen. Über 
Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss 
auf Antrag der oder des Studierenden mit Zustim-
mung der Betreuerin oder dem Betreuer der Arbeit.  
 
(5) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß in zwei ge-
bundenen Exemplaren bei der oder dem Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses abzuliefern. Der 
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei 
Versäumnis der Frist wird die Arbeit von der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses mit 
"nicht ausreichend" bewertet. Bei Abgabe der Ba-
chelorarbeit hat die oder der Geprüfte schriftlich zu 
versichern, dass sie oder er die Arbeit – bei einer 
Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten 
Anteil der Arbeit – selbständig verfasst und keine 
anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmit-
tel verwendet hat. Wörtlich oder dem Sinn nach aus 
anderen Werken entnommene Stellen sind unter 
Angabe der Quellen kenntlich zu machen. 
 
(6) Die Bachelorarbeit ist von den bestellten Prü-
fenden innerhalb von sechs Wochen nach Abgabe 
zu bewerten. Ist eine Prüfende oder ein Prüfender 
verhindert, bestimmt der Prüfungsausschuss eine 
neue Prüfende oder einen neuen Prüfenden. Die 
Kandidatin oder der Kandidat kann dazu einen Vor-
schlag unterbreiten . 
 
(7) Weichen die von den beiden Prüfenden verge-
benen Noten voneinander ab, so wird die Note der 
Bachelorarbeit durch Mittelung der beiden vorge-
schlagenen Noten bestimmt. Weichen die Noten 
um zwei volle Notenstufen oder mehr voneinander 
ab, so beauftragt der Prüfungsausschuss eine wei-
tere Gutachterin oder einen weiteren Gutachter. Die 
Bewertung ergibt sich dann aus dem Durchschnitt 
der beiden besten Bewertungen. Die Bachelorarbeit 
gilt in diesem Fall nur dann als bestanden, wenn 
mindestens zwei Gutachterinnen bzw. zwei Gutach-
ter die Arbeit mit mindestens „ausreichend“ bewer-
tet haben.  
 

(8) Eine mit der Note "nicht ausreichend" bewerte-
te Bachelorarbeit kann auf Antrag einmal mit neuem 
Thema wiederholt werden. Der Antrag ist innerhalb 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnis-
ses an den Prüfungsausschuss zu stellen. Eine 
Rückgabe des Themas ist bei der Wiederholung 
der Bachelorarbeit nur zulässig, wenn die oder der 
Studierende von dieser Möglichkeit nicht schon bei 
der ersten Arbeit Gebrauch gemacht hat.  
 
 

§ 10  
Verteidigung der Bachelorarbeit 

 
(1) Mit der Verteidigung der Bachelorarbeit hat die 
oder der Geprüfte in der Auseinandersetzung über 
ihre Bachelorarbeit nachzuweisen, dass sie oder er 
in der Lage ist, die Arbeitsergebnisse in einem 
Fachgespräch vertiefend darzustellen. 
 
(2) Die Verteidigung der Bachelorarbeit soll spä-
testens zum Ende des 6.Semesters stattfinden. Die 
Verteidigung der Bachelorarbeit muss von der Kan-
didatin bzw. von dem Kandidaten spätestens 14 
Tage vor dem mit den Prüferinnen oder Prüfern ver-
einbarten Termin beim Prüfungsausschuss bean-
tragt werden.  
 
(3) Die Verteidigung der Bachelorarbeit findet vor 
den Prüfenden der Bachelorarbeit statt. Die Dauer 
beträgt 30 Minuten. Bei Gruppenarbeiten verlängert 
sich die Dauer entsprechend. 
 
(4) Die Verteidigung der Bachelorarbeit wird jeweils 
von den Prüfenden bewertet. Das Bewertungsproto-
koll wird unverzüglich an den Prüfungsausschuss 
weitergeleitet. Die Note der Prüfung errechnet sich 
aus dem arithmetischen Mittel der Noten der beiden 
Prüfenden.  
 
(5) Aus der gemeinsamen Note für die Bachelo-
rarbeit und der gemeinsamen Note für die Verteidi-
gung wird in einem Verhältnis von 2 : 1 die Gesamt-
note für die Bachelor-Abschlussprüfung gebildet.  
 
 

§ 11  
Ergebnis der Bachelorprüfung 

 
(1) Wenn alle studienbegleitenden Modulprüfun-
gen und die Bachelorabschlussprüfung erfolgreich 
abgeschlossen worden sind, stellt der Prüfungsaus-
schuss das Ergebnis der Bachelorprüfung förmlich 
fest.  
 
(2) In die Gesamtnote der Bachelorprüfung gehen 
die Note der Bachelor-Abschlussprüfung mit 20 v. 
H. und die in den studienbegleitenden Modulprüfun-
gen erzielten Noten gemäß ihrer Gewichtung der in 
Anlage 1 aufgeführten Credit Points mit 80 v. H. ein.  
 
(3) Der Prüfungsausschuss teilt der Studierenden 
das Ergebnis der Prüfung innerhalb einer Frist von 
drei Wochen schriftlich mit. Im übrigen gelten die 
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Vorschriften des vierten Teils dieser Prüfungsord-
nung.  
 
 

Vierter Teil  
Gemeinsame Vorschriften für alle Prüfungen 

 
§ 12  

Prüfungsausschuss 
 
(1) Für die Organisation der Prüfungen und zur 
Wahrnehmung der durch diese Prüfungsordnung 
zugewiesenen Aufgaben wird aus Mitgliedern der 
Gemeinsamen Kommission zur Durchführung des 
Studienganges ein Prüfungsausschuss gebildet. 
Ihm gehören sechs Mitglieder an, und zwar vier 
Mitglieder, die die Professorengruppe bzw. Hoch-
schullehrergruppe vertreten, ein Mitglied, das die 
Mitarbeitergruppe vertritt und hauptamtlich oder 
hauptberuflich in der Lehre tätig ist, sowie ein Mit-
glied der Studierendengruppe. Ist eine Mitarbeiter-
gruppe nicht vorhanden, fällt dieser Sitz der Profes-
sorengruppe bzw. Hochschullehrergruppe zu. Eines 
von den Mitgliedern der Professorengruppe bzw. 
Hochschullehrergruppe gehört der Hanse Law 
School Groningen an. Der Vorsitz und der stellver-
tretende Vorsitz müssen von Mitgliedern der Pro-
fessorengruppe bzw. Hochschullehrergruppe aus-
geübt werden; sie und die weiteren Mitglieder des 
Prüfungsausschusses sowie deren ständige Vertre-
tungen werden durch die jeweiligen Gruppenvertre-
tungen in der Gemeinsamen Kommission zur 
Durchführung des Studiengangs gewählt. Das stu-
dentische Mitglied sowie das Mitglied der Hanse 
Law School Groningen haben bei der Bewertung 
und Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistun-
gen beratende Stimme. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung 
der Prüfungen sicher; die Mitglieder können an der 
Prüfung als Beobachtende teilnehmen. Er achtet 
darauf, dass die Bestimmungen des Niedersächsi-
schen Hochschulgesetzes (NHG), des Bremischen 
Hochschulgesetzes (BremHG) und dieser Prüfungs-
ordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmä-
ßig den Fachbereichen und Fakultäten über die 
Entwicklung der Prüfungen und die Studienzeiten; 
hierbei ist besonders auf die tatsächlichen Bearbei-
tungszeiten für die Bachelorarbeit und die Einhal-
tung der Regelstudienzeit und der Prüfungsfristen 
einzugehen und die Verteilung der Einzel- und Ge-
samtnoten darzustellen. Der Bericht ist in geeigne-
ter Weise durch die Hochschule offen zu legen. 
 
(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüs-
se mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als nicht ab-
gegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent-
scheiet die Stimme der oder des Vorsitzenden, bei 
deren oder dessen Abwesenheit die Stimme der 
oder des stellvertretenden Vorsitzenden. Der Prü-
fungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehr-
heit seiner Mitglieder, darunter die oder der Vorsit-
zende oder die oder der stellvertretende Vorsitzen-

de und ein weiteres stimmberechtigtes Mitglied der 
Professorengruppe, anwesend ist. Über die Sitzun-
gen des Prüfungsausschusses wird ein Protokoll 
geführt; die wesentlichen Gegenstände der Erörte-
rung und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses 
sind darin festzuhalten. 
 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses beträgt zwei Jahre, die des studentischen 
Mitglieds ein Jahr. 
 
(5) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse wi-
derruflich auf die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den und die stellvertretende Vorsitzende oder den 
stellvertretenden Vorsitzenden übertragen. Die oder 
der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prü-
fungsausschusses vor und führt sie aus. Sie oder er 
berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über die-
se Tätigkeit. Das Prüfungsamt der Universität Bre-
men unterstützt die laufenden Geschäfte der Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses.  
 
(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind 
nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses und deren Vertretungen unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentli-
chen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu 
verpflichten. 
 
 

§ 13  
Prüfende und Beisitzende 

 
(1) Der Prüfungsausschuss stellt die für ein Fach 
Prüfungsberechtigten in einer halbjährlich zu über-
prüfenden Liste fest. Der Prüfungsausschuss be-
stellt aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten nach 
Satz 1 die Prüfenden. Zur Abnahme von Prüfungen 
können alle Lehrenden bestellt werden, die in dem 
betreffenden Prüfungsfach oder in einem Teilgebiet 
des Prüfungsfaches zur selbständigen Lehre be-
rechtigt sind. Soweit die Prüfungsleistung studien-
begleitend erbracht wird, bedarf es bei Lehrperso-
nen keiner besonderen Bestellung, sofern sie der 
gemäß Satz 1 zu führenden Liste angehören. Bei 
der Bachelorarbeit und ihrer Verteidigung muss 
mindestens eine oder einer der Prüfenden Mitglied 
der Professorengruppe, Verwalterin oder Verwalter 
einer Professur oder habilitiertes Mitglied der Uni-
versität Bremen oder der Carl von Ossietzky Univer-
sität Oldenburg sein. Zu Prüfenden sowie Beisit-
zenden dürfen nur Personen bestellt werden, die 
selbst mindestens die durch die Prüfung festzustel-
lende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 
 
(2) Zur Bewertung der Bachelorarbeit sind zwei 
Prüfende zu bestellen. Schriftliche Prüfungsleistun-
gen, deren Nichtbestehen zum endgültigen Nicht-
bestehen der Bachelorprüfung führen, werden durch 
zwei nach Absatz 1 Prüfungsberechtigte bewertet. 
Eine mündliche Prüfung wird von einer oder einem 
Prüfenden in Gegenwart einer oder eines sachkun-
digen Beisitzenden gemäß Absatz 1 abgenommen.  
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(3) Studierende können unbeschadet der Rege-
lung in Absatz 1 Satz 3 Prüfende vorschlagen. Der 
Vorschlag begründet keinen Anspruch. Ihm soll ent-
sprochen werden, wenn dem nicht wichtige Gründe 
entgegenstehen. 
 
(4) Der Prüfungsausschuss stellt sicher, dass den 
Studierenden die Namen der Prüfenden rechtzeitig, 
mindestens zwei Wochen vor dem Termin der je-
weiligen Prüfung, bekannt gegeben werden. 
 
 

§ 14  
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und 

Prüfungsleistungen 
 
(1) Studienzeiten und Studien- und Prüfungsleis-
tungen, die an der Hanse Law School der Rijksuni-
versiteit Groningen erbracht wurden, werden als de-
nen der Hanse Law School der Universitäten Bre-
men und der Carl von Ossietzky Universität Olden-
burg gleichwertig anerkannt. 
 
(2) Studienzeiten und Studien- und Prüfungsleis-
tungen in einem rechtswissenschaftlichen oder wirt-
schaftswissenschaftlichen Studiengang an einer 
Universität oder einer gleichgestellten Hochschule 
in der Bundesrepublik Deutschland oder im Ausland 
werden angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit 
festgestellt ist. Die Gleichwertigkeit ist festzustellen, 
wenn Studienzeiten und Studien- und Prüfungsleis-
tungen in Inhalt, Umfang und Anforderungen denje-
nigen der Hanse Law School im wesentlichen ent-
sprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, 
sondern eine Gesamtbetrachtung und eine Ge-
samtbewertung in Hinblick auf die Bedeutung der 
Leistungen für den Zweck der Prüfungen nach § 3 
vorzunehmen. Für die Feststellungen der Gleich-
wertigkeit von Studienleistungen, die im Rahmen 
von ausländischen Studiengängen erbracht wurden, 
sind die von der Kultusministerkonferenz und der 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen oder andere zwischenstaatliche 
Vereinbarungen maßgebend. Soweit Vereinbarun-
gen nicht vorliegen oder eine weitergehende An-
rechnung beantragt wird, entscheidet der Prüfungs-
ausschuss über die Gleichwertigkeit. Zur Aufklärung 
der Sach- und Rechtslage kann eine Stellungnahme 
der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen 
eingeholt werden. Abweichende Anrechnungsbe-
stimmungen aufgrund von Vereinbarungen mit aus-
ländischen Hochschulen bleiben unberührt. Das 
European Credit Transfer System ist zugrunde zu 
legen.  
 
(3) Für Studienzeiten und Studien- und Prüfungs-
leistungen in staatlich anerkannten Fernstudien gilt 
Absatz 2 entsprechend.  
 
(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen an-
gerechnet, werden die Noten – soweit die Notensys-
teme vergleichbar sind – übernommen und in die 
Berechnung der Gesamtnote einbezogen. Bei un-
vergleichbaren Notensystemen erfolgt die Noten-

festsetzung durch die jeweilige Fachvertreterin oder 
den jeweiligen Fachvertreter. Eine Kennzeichnung 
der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 
 
(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach die-
ser Vorschrift besteht ein Rechtsanspruch auf An-
rechnung. Über die Anrechnung entscheidet auf 
Antrag der Studierenden der Prüfungsausschuss.  
 
 

§ 15  
Zulassung zur Bachelorabschlussprüfung 

 
(1) Der Antrag auf Zulassung zur Bachelorab-
schlussprüfung oder zu ihren einzelnen Prüfungstei-
len ist schriftlich beim Prüfungsausschuss innerhalb 
des vom Prüfungsausschuss festzusetzenden Zeit-
raums zu stellen. Fristen, die vom Prüfungsaus-
schuss gesetzt sind, können bei Vorliegen wichtiger 
Gründe verlängert oder rückwirkend verlängert wer-
den, insbesondere wenn es unbillig wäre, die durch 
den Fristablauf eingetretenen Rechtsfolgen beste-
hen zu lassen. 
 
(2) Soweit der zweite und der dritte Teil nichts 
Weiteres oder Abweichendes bestimmen, wird zu-
gelassen,  
 
a) wer in dem Hanse Law School – Studiengang 

immatrikuliert ist,  
 
b) nicht bereits ein rechtswissenschaftliches Stu-

dium endgültig nicht bestanden hat.  
 
(3) Dem Antrag sind, soweit sich nicht entspre-
chende Unterlagen bei der Hochschule befinden, 
unbeschadet weiterer Nachweise nach dem zweiten 
und dritten Teil beizufügen: 
 
a) Nachweise nach Absatz 2, 
 
b) eine Erklärung darüber, ob bereits ein rechts-

wissenschaftliches Studium endgültig nicht be-
standen wurde, und  

 
c) gegebenenfalls Vorschläge für Prüfende. 
 
Ist es nicht möglich, eine nach Satz 1 erforderliche 
Unterlage in der vorgeschriebenen Weise beizufü-
gen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den 
Nachweis auf andere Art zu führen. 
 
(4) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungs-
ausschuss.  
 
(5) Die Bekanntgabe der Zulassung einschließlich 
der Prüfungstermine bzw. die Versagung der Zulas-
sung erfolgen nach § 28 Abs. 2 und § 41 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes und in schriftlicher 
Form. 
 
(6) Die Zulassung zur Verteidigung der Bachelor-
arbeit erfolgt mit Festsetzung des Prüfungstermins. 
Liegen die Voraussetzungen zur Zulassung nicht 
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vor, ergeht unverzüglich ein entsprechender Be-
scheid. 
 
 

§ 16  
Öffentlichkeit von Prüfungen 

 
Mündliche Prüfungen sind hochschulöffentlich. Dies 
gilt nicht für Studierende, die sich im gleichen Prü-
fungszeitraum zu dieser Prüfung gemeldet haben. 
Die Kandidatin oder der Kandidat kann in jedem Fall 
eine Person ihres oder seines Vertrauens, die Mit-
glied der Universität ist, zu einer mündlichen Prü-
fung und zur Bekanntgabe des Prüfungsergebnis-
ses hinzuziehen. Auf Antrag einer Kandidatin oder 
eines Kandidaten sind die Zuhörenden nach Satz 1 
auszuschließen oder zahlenmäßig zu begrenzen. 
 
 

§ 17  
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung,  

Ordnungsverstoß 
 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausrei-
chend" bewertet, wenn die oder der Geprüfte einen 
für sie oder ihn bindenden Prüfungstermin ohne 
triftigen Grund versäumt oder wenn sie oder er eine 
Prüfung, zu der sie oder er angetreten ist, ohne trif-
tigen Grund abbricht. Dasselbe gilt, wenn eine 
schriftliche Prüfung nicht innerhalb der vorgesehe-
nen Bearbeitungszeit abgelegt wird oder wenn eine 
Prüfungsleistung nicht erstmalig innerhalb der Frist 
gemäß § 6 Abs. 3 erbracht wird.  
 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis 
geltend gemachten Gründe müssen dem Prüfungs-
ausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und 
glaubhaft gemacht werden; andernfalls gilt die be-
treffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" 
bewertet. Bei Krankheit ist ein ärztliches Attest, in 
Zweifelsfällen ein amtsärztliches Attest vorzulegen, 
soweit die Krankheit nicht offenkundig ist. Werden 
die Gründe anerkannt, so wird ein neuer Termin, in 
der Regel der nächste reguläre Prüfungstermin, 
anberaumt. Die bereits erbrachten Prüfungsleis-
tungen sind in diesem Fall anzurechnen. 
 
(3) Versuchen Kandidaten, das Ergebnis der Prü-
fungsleistung durch Täuschung oder Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, fer-
tigt die zuständige Prüfende oder die Aufsichtfüh-
rende hierüber einen Vermerk an. Die Kandidaten 
können die Prüfung fortsetzen. Den Kandidaten ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme über das Vor-
kommnis zu geben. Der Vermerk und die Stellung-
nahme sind unverzüglich dem Prüfungsausschuss 
zur Entscheidung vorzulegen. Stellt der Prüfungs-
ausschuss einen Täuschungsversuch fest, gilt die 
betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausrei-
chend" bewertet.  
 
(4) Fehlerhafte oder unterlassene Angaben über 
benutzte Quellen (Plagiat) gelten als Täuschungs-
versuch, wenn Passagen, die veröffentlichten Arbei-

ten entnommen wurden, ohne Zitat ausgewiesen 
sind. 
 
(5) Kandidaten, die während einer Prüfung schuld-
haft einen Ordnungsverstoß begehen, durch den 
andere Kandidaten oder die Prüfenden gestört wer-
den, können von der Fortsetzung der betreffenden 
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. Über das 
Vorkommnis wird ein Vermerk angefertigt. Den 
Kandidaten ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Der Vermerk und die Stellungnahme sind 
unverzüglich dem Prüfungsausschuss zur Entschei-
dung vorzulegen. Stellt der Prüfungsausschuss ei-
nen Ordnungsverstoß fest, wird die Prüfung mit 
„nicht ausreichend“ bewertet.  
 
 

§ 18  
Bewertung der Prüfungsleistungen und  

Bildung der Note 
 
(1) Die einzelne Prüfungsleistung wird von den 
jeweiligen Prüfenden unverzüglich bewertet. Schrift-
liche Prüfungsleistungen sind in der Regel bis spä-
testens vier Wochen nach der jeweiligen Prüfungs-
leistung zu bewerten. 
 
(2) Für die Bewertung sind folgende Noten zu 
verwenden, dabei ist die gesamte Notenskala aus-
zuschöpfen: 
 
1 = sehr gut = eine hervorragende Leis-

tung, 
2 = gut = eine Leistung, die erheb-

lich über den durchschnitt-
lichen Anforderungen liegt, 

3 = befriedigend = eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderun-
gen entspricht, 

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz 
ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt, 

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel nicht 
mehr den Anforderungen 
genügt 

 
Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistun-
gen können Zwischenwerte durch Erniedrigen oder 
Erhöhen der Notenziffern um 0,3 gebildet werden; 
die Noten 0,7 / 4,3 / 4,7 und 5,3 sind dabei ausge-
schlossen. 
 
(3) Die Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie 
mit mindestens „ausreichend“ bewertet wurde oder 
wenn das Gesamtergebnis der einzelnen Teilprü-
fungen gemäß ihrer Gewichtung in Anlage 1 die 
Note 4,0 ergibt. Wird die Prüfungsleistung von meh-
reren Prüfenden bewertet, errechnet sich die Note 
der Prüfung aus dem arithmetischen Mittel der No-
ten der einzelnen Prüfenden ohne Abschneiden von 
Nachkommastellen. Auf Antrag der oder des Stu-
dierenden ist die Bewertung der Prüfungsleistungen 
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zu begründen; dabei sind die tragenden Erwägun-
gen der Bewertungsentscheidung darzulegen. Die 
Begründung ist mit der Prüfungsarbeit zu den Prü-
fungsakten zu nehmen. 
 
(4) Die Gesamtnote aller Module wird folgender-
maßen ermittelt: Modulnoten gehen in die Berech-
nung der Gesamtnote mit einer Stelle nach dem 
Komma ein. Die Note der Modulprüfung wird mit 
den zugehörigen CP multipliziert. Die Produkte aller 
Noten mal CP werden addiert. Die Summe wird 
durch die Gesamtzahl der CP dividiert, die aufgrund 
benoteter Prüfungen erworben wurden. Nicht beno-
tete Prüfungen werden nicht berücksichtigt. Gerun-
det wird entsprechend Absatz 3. Gesamtnoten wer-
den mit einer Stelle nach dem Komma ausgewiesen.  
 
(5) Den Gesamtnoten der Bachelorprüfung wer-
den in folgender Weise Prädikate zugeordnet:  
 
bei einem Durchschnitt bis 1,5  sehr gut, 
bei einem Durchschnitt über 
1,5 bis 2,5 

 
 gut, 

bei einem Durchschnitt über 
2,5 bis 3,5 

 
 befriedigend, 

bei einem Durchschnitt über 
3,5 bis 4,0 

 
 ausreichend, 

bei einem Durchschnitt über 
4,0 

 
 nicht ausreichend  

 
(6) Die Gesamtnote wird durch eine ECTS-Note 
ergänzt, die neben der absoluten eine relative Be-
wertung der Note abbildet. Die ECTS-Note setzt die 
individuelle Leistung einer oder eines Studierenden 
ins Verhältnis zu den Leistungen der anderen Stu-
dierenden dieses Studienganges. Die erfolgreichen 
Studierenden erhalten die folgenden Noten: 
 

A die besten 10 % 
B die nächsten 25 % 
C die nächsten 30 % 
D die nächsten 25 % 
E die nächsten 10 %. 

 
Die ECTS-Grade werden erst ab dem Zeitpunkt im 
Zeugnis ausgewiesen, wenn für den jeweiligen Ab-
schluss die Gesamtnoten von mindestens drei Jahr-
gängen vorliegen.  
 
 

§ 19  
Zeugnisse, Bachelor-Urkunde und  

Diploma Supplement 
 
(1) Über die bestandene Bachelorprüfung ist un-
verzüglich ein Zeugnis auszustellen (Anlage 2). 
 
(2) Das Zeugnis über die Bachelorprüfung enthält 
das Thema und die Bewertung der Abschlussarbeit 
und der Verteidigung der Bachelorarbeit, die im 
Studium erzielten Noten der studienbegleitenden 

Modulprüfungen und die Gesamtnote der Bache-
lorprüfung mit dem ECTS-Grad. 
 
(3) Die Zeugnisse werden auf deutsch und eng-
lisch ausgestellt und von den Vorsitzenden der Ge-
meinsamen Kommission zur Durchführung des 
Studiengangs und des Prüfungsausschusses unter-
zeichnet und mit den Siegeln der Carl von Ossietzky 
Universität Oldenburg und der Universität Bremen 
versehen. Auf Antrag der oder des Geprüften ist in 
einem Beiblatt zum Zeugnis die Notenverteilung des 
jeweiligen Prüfungsjahrganges anzugeben.  
 
(4) Gleichzeitig mit dem Zeugnis über die Bache-
lorprüfung wird der oder dem Geprüften eine Ba-
chelor-Urkunde ausgehändigt. Zeugnis und Urkun-
de tragen das Datum der letzten bestandenen Prü-
fungsleistung. In der Urkunde wird die Verleihung 
des erlangten Grades beurkundet. Die Urkunde wird 
von den Vorsitzenden der Gemeinsamen Kommis-
sion zur Durchführung des Studiengangs und des 
Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit den 
Siegeln der Carl von Ossietzky Universität Olden-
burg und der Universität Bremen versehen (Anlage 
3). Neben dem Zeugnis und der Urkunde wird ein 
Diploma Supplement erstellt. 
 
 

§ 20  
Ungültigkeit der Bachelorprüfung 

 
(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht, und wird 
diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsaus-
schuss nachträglich die Noten für diejenigen Prü-
fungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht 
wurde, entsprechend berichtigen und die Prüfung 
ganz oder teilweise für "nicht bestanden" erklären. 
 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung 
zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die oder 
der Geprüfte hierüber täuschen wollte, und wird 
diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch 
das Bestehen der Prüfung geheilt. Wurde die Zu-
lassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so kann die 
Prüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelor-
prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden. 
 
(3) Der oder dem Geprüften ist vor der Entschei-
dung Gelegenheit zur Erörterung der Angelegenheit 
mit dem Prüfungsausschuss zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen 
und ggf. durch ein richtiges zu ersetzen. Mit dem 
unrichtigen Prüfungszeugnis ist auch die Bachelor-
Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung auf Grund 
einer Täuschung für "nicht bestanden" erklärt wur-
de. Eine Entscheidung nach den Absätzen 1 und 2 
Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem 
Datum des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 
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§ 21  
Bescheide, Rechtsmittel, Einsicht in  

die Prüfungsakten 
 
(1) Wenn eine Studentin oder ein Student den 
Studiengang wechselt oder die Universität verlässt, 
wird auf Antrag und gegen Vorlage der entspre-
chenden Nachweise eine Bescheinigung über ihre 
Studienleistungen und Prüfungen ausgestellt. 
 
(2) Werden Prüfungsentscheidungen mit dem 
Rechtsbehelf des Widerspruchs angefochten, ent-
scheidet, soweit der Prüfungsausschuss diesem 
nicht abhilft, der zentrale Widerspruchsausschuss 
der Universität Bremen; der Widerspruch ist dem 
Widerspruchsausschuss unverzüglich zuzuleiten. 
 
(3) Der Widerspruchsausschuss entscheidet nach 
Anhörung der Beteiligten unverzüglich über einen 
Widerspruch. 
 
(4) Der Prüfungsausschuss macht Anordnungen, 
Festsetzungen von Terminen und Fristen sowie an-
dere Mitteilungen des Prüfungsausschusses mit 
rechtsverbindlicher Wirkung auf geeignete Weise 
bekannt. 
 
(5) Der Kandidatin oder dem Kandidaten soll in 
schriftliche Prüfungsarbeiten nach der Bewertung 
umgehend Einsicht ermöglicht werden. 
 
(6) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des 
Studiums wird der Kandidatin oder dem Kandidaten 
auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in die 
Prüfungsprotokolle gewährt. 
 
 

Fünfter Teil  
Schlussvorschriften 

 
§ 22  

Übergangsvorschriften 
 
(1) Studierende, die sich zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Ordnung im zweiten oder einem 
höheren Semester befinden, werden nach der bis-
her für sie geltenden Ordnung geprüft. Sie können 
auf Antrag und mit Zustimmung des Prüfungsaus-
schusses auch nach der neuen Prüfungsordnung 
geprüft werden.  
 
(2) Die bisher geltenden Prüfungsordnungen treten 
unbeschadet der Regelung in Abs. 1 außer Kraft. 
 
 

§ 23  
In-Kraft-Treten 

 
Diese Prüfungsordnung tritt nach ihrer Genehmi-
gung durch den Rektor der Universität Bremen und 
das Präsidium der Carl von Ossietzky Universität in 
Kraft. Sie wird im Amtsblatt der Freien Hansestadt 

Bremen und in den Amtlichen Mitteilungen der Carl 
von Ossietzky Universität Oldenburg veröffentlicht.  
 
 
Anlage 1: Module und Kurse des Bachelorstu-

diums  
 
Anlage 2: Zeugnis der Bachelorprüfung 
 
Anlage 3: Urkunde über die Verleihung des 

Bachelorgrades 
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Anlage 1 zur PO LL.B.: Module und Kurse 
 
Modul Einführung in die Hanse Law School SWS Prüfungen CPs SEM Prüfungsform 
Kurs 1 Einführung in das juristische Studium und die 
Rechtsvergleichung  
(rechtswissenschaftliche Methoden, Methoden der 
Rechtsvergleichung, Einführung in Europäische Rechtskul-
turen, vergleichende Rechtsterminologie)  

4 Kumulativ 
1/3 1 

6 1 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 2 Grundlagen des Völkerrechts und des EU-Rechts  
(International Law - introduction, History of the EU, Char-
acteristics of the legal order of the EU, Institutional Struc-
ture of the EU, Subsidiarity, Basics of Judicial protection 
within the EU, introduction to substantive EU law) 

2 Kumulativ  
1/3 

6 2 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 3 Europäische Rechtsgeschichte  
(Römisches Recht, Mittelalterliche Herrschaftsverträge, 
Absolutismus, Menschen- und Bürgerrechte, Code Civil, 
ABGB, ALR , Nationalsozialismus und Faschismus, Neu-
aufbruch Europas) 

2  Kumulativ  
1/3 

3 1 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 8 1 15   
      

Modul Zivilrecht I SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 4 Privatrecht 1  
(Grundlagen des 1. Buch BGB und Grundlagen des 2. 
Buch BGB anhand ausgewählter Schuldverhältnisse 
[Kauf- und Werkvertrag, Überblick gesetzliche Schuldver-
hältnisse] und entsprechende Materien des NWGB) 

4  ModulP 8 2 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 4 1 8   
      

Modul Zivilrecht II SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 15 Vertragsrecht mit prozessualen Regelungen (auf-
bauend auf Kurs 4: Vertiefung, vertragliche Leistungs-
pflichten und Leistungsstörung) 

4 Kumulativ 
1/2 

9 2 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 16 Haftungs- und Schadensrecht mit prozessualen 
Bezügen  
(außervertragliches Haftungsrecht) 

3 Kumulativ 
1/2 

5 3 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 7 1 14   
      

Modul Zivilrecht III SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 14 Sachenrecht mit prozessualen Regelungen  
(3. Buch des BGB und entsprechende Materien des 
NWGB sowie einschlägige Regelungen der ZPO und des 
Grundbuchrechts und entsprechende Materien des nieder-
ländischen Rechts) 

2 Kumulativ 
1/3 

4 3 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 17 Zivilprozessrecht  
(Einführung in deutsches Zivilverfahrensrecht vor dem 
vergleichenden Hintergrund ausländischer Zivilverfahrens-
rechte des civil law und common law)  

3 Kumulativ 
2/3 

4 4 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

                                                           
1 Kumulativ 1/2 etc. bedeutet den Anteil, den die Note der Teilprüfung an der zu bildenden Gesamtmodulnote hat. 
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Kurs 18 Internationales Privatrecht  
(Überblick über das deutsche IPR im Vergleich mit ande-
ren europäischen Rechtsordnungen, Internationale Über-
einkommen, relevantes EU Recht) 

2  3 4 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 7 1 11   
      

Modul Strafrecht I SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 5 Strafrecht 1  
(Kriminologie und Grundlagen des Strafrechts sowie Straf-
rechtlicher Rechtsgüterschutz, Straftaten gegen das Le-
ben, Körperverletzung) 

4 Kumulativ 
1/2 

8 2 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 25 Strafrecht 2 und Strafprozessrecht  
(Aufbauend auf Kurs 5: Nationales Strafverfahrensrecht, 
Menschenrechtsschutz im Strafverfahren, europäische 
und internationale Strafverfolgung und Strafgerichts-
barkeit)  

4 Kumulativ 
1/2 

6 3 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 8 1 14   
      

Modul Strafrecht II SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 26 Niederländisches Strafverfahrensrecht  
(Voruntersuchung, Strafverfolgung, Aburteilung, Anklage:  
Funktion, Interpretation und Gültigkeit, Grundlagenlehre, 
Beweis: Rechtsgrundlage und Unrechtmäßigkeit, Zeugen-
beweis und Verhörgesetzgebung, Beweismotivierung und 
besondere Beweisfragen) 

2 ModulP 8 5 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 2 1 8   
      

Modul Öffentliches Recht I SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 6 Verfassungsrecht und Verfassungsvergleichung 1 
(Grundrechte Grundrechtsschutz vor nationalen Gerichten, 
nach der EMRK und im Recht der EU)* 

4 Kumulativ 
1/2   

8 1 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 7 Verfassungsrecht und Verfassungsvergleichung 1 
(Staatsorganisationsrecht: Verfassung als Grundlage des 
Staates, Demokratieprinzip, Rechtstaatsprinzip, Sozialer 
und ökologischer Rechtsstaat, Organisation des föderalen 
Staates, EU und mitgliedsstaatliche Gewalt) 

4 Kumulativ 
1/2 

8 2 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 8 1 16   
      

Modul Öffentliches Recht II SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 8 Verwaltungs- und Verwaltungsprozessrecht 1 (All-
gemeines Verwaltungsrecht: Verwaltungsorganisation und 
–verfahren, Verwaltungsstreitverfahren) 

4 Kumulativ 
1/2 

6 3 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 12 Verwaltungs- und Verwaltungsprozessrecht 2 
(Aufbauend auf Kurs 8: Allgemeines Verwaltungsrecht: 
Vertragliches Handeln der Verwaltung; Ausgewählte Be-
reiche des Bau- und Planungsrecht und des Polizeirechts, 
Staatshaftungsrecht) 

4 Kumulativ 
1/2 

6 4 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 8 1 12   
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Modul Öffentliches Recht III SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 13 Völkerrecht 
(Völkerrecht als „Recht“: Theorie des Völkerrechts, Sub-
jekte des Völkerrechts, Völkerrechtsquellen, Völkerrecht 
und nationales Recht, Grundrechte und Grundpflichten der 
Staaten, Internationale Gerichtsbarkeit) 
 

2 Kumulativ 
1/2 

5 4 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 11 Verfassungsrecht und Verfassungsrechtsverglei-
chung 2  
(Aufbauend auf Kurs 6 und 7: Verfassungstypen und Re-
gierungsformen im Vergleich, systematische Grundlagen 
der europäischen nationalen Verfassungen sowie der US-
Amerikanischen Verfassung, [gemein-] europäische Ver-
fassung) 

2 Kumulativ 
1/2 

7 4 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 4 1 12   
      

Modul EU-Recht SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 9 Institutionelles EU-Recht/Institutional EU-Law 
(Judicial protection against acts of EU institutions, enforc-
ing EU law in national courts, Constitutional principles of 
the EU (fundamental and human rights, institutional bal-
ance), Problems of EU Governance, Justice and Home 
Affairs, Common Foreign and Security Policy – special 
characteristics of the institutional design, EU and other 
international organisations (e.g. WTO)) 

2 Kumulativ 
½ 

3 4 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 10 Materielles EU-Recht/Substantive EU-Law 
(The four fundamental freedoms scope of article 95 EC 
Treaty, Harmonisation of laws fundamentals of EU compe-
tition law, legal aspects of the Economic and Monetary 
Union) 

2 Kumulativ 
½ 

4 3 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Moot Court  
(Verfahrensrecht EuGH, praktische Anwendung der Inhalte 
der Kurse 10 und 9) 

3 Erfolgreiche 
Teilnahme 

3 5 oder 
6 

 

Gesamt 7 1 10   
      

Modul Wirtschaftsrecht I SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 19 Wirtschaftsrecht 1  
(Handels- und Gesellschaftsrecht 1: Einführung in das 
Sonderrecht der Kaufleute, Personengesellschaften)  

2 Kumulativ 
1/2 

4 4 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 20 Wirtschaftsrecht 2 (Rijksuniversiteit Groningen) 
(Handelsrecht- und Gesellschaftsrecht 2: Kapitalgesell-
schaftsrecht, Bankrecht, Einführung in das Wertpapier-
recht, Grundzüge des Insolvenzrechts) 

4 Kumulativ 
1/2 

9 5 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 6 1 13   
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Modul Wirtschaftsrecht II SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 21 Wettbewerbs- und Kartellrecht  
(Theorie des Wettbewerbs, Recht des Verhältnisses der 
Wettbewerber untereinander (Kartellrecht), Kontrolle des 
Entstehens und der Ausübung marktmächtigen Verhal-
tens, Das Recht der Unternehmenszusammenschlüsse 
jeweils in Deutschland und anderen europäischen Rechts-
ordnungen sowie im Recht der Europäischen Union, 
Schutz des Marktes vor unlauterem Wettbewerb (Wettbe-
werbsrecht i.e.S.) in Deutschland und in anderen europäi-
schen Rechtsordnungen; Einflüsse der Regelungen für 
den Europäischen Binnenmarkt)  

3 Kumulativ 
1/2 

7 6 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 22 Steuerrecht und Steuerverfahren  
(Grundlagen des deutschen Steuersystems, Grundlagen der  
Unternehmensbesteuerung, Betriebsaufbau, Anteilsübertra-
gung, Umwandlung, Einbringung, Verschmelzung, Umsatz-
steuer, Internationales Steuerrecht, Steuerverfahren, Rechts-
vergleich zum Steuerrecht der Niederlande) 

2 Kumulativ 
1/2 

6 6 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 5 1 13   
      

Modul Arbeitsrecht  SWS Prüfungen CPs SEM  
Kurs 23 Grundlagen des Arbeitsrechts  
(Überblick über Gegenstand, Rechtsquellen und System-
merkmale des Arbeitsrechts, Begründung und Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses) 

2 Kumulativ 
1/2 

3 6 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kurs 24 Internationales und EU- Arbeitsrecht  
(Grundlagen des Internationalen Arbeitsrechts,  Sozialpolitik 
der EU, Ziele, Strukturen und Themen des EU-Arbeitsrechts, 
Rechtsakte des sekundären Gemeinschaftsrechts auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts, Vergleich der Umsetzung von ar-
beitsrechtlichen EU-Richtlinien (Niederlande – Deutschland)) 

2 Kumulativ 
1/2 

6 6 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 4 1 9   
      

Modul Auslandsstudium SWS Prüfungen CPs SEM  
Option 1 : effectus civilis       
Bestuursrecht. 
Handlungsbefugnisse und Beschlussfassung der nieder-
ländischen Verwaltungsorgane, Ermessensausübung, 
rechtliche Grundlagen des Verwaltungshandelns, Privat-
rechtliches Handeln durch den Staat, Subventionsrecht, 
Sanktionsrecht, Verantwortlichkeit der Verwaltung für 
rechtmäßiges und nicht rechtmäßiges Handeln 

2 Kumulativ  
1/2 

7 5 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Burgerlijk Recht 
Zustandekommen von Verträgen, Vertragsauslegung, 
Vollmacht, Schadensersatz, Vertragsauflösung, Eigen-
tumserwerb, Vermischung und Verarbeitung von (Vorbe-
halts-) Eigentum, Eigentumsbeschränkungen, Verjäh-
rungsfragen, Gemeinschaftseigentum 

2 Kumulativ 
1/2 

9 5 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Option 2: Völkerrecht      
War and peace 1 
Introduction to Conflict and Peace Research, a branch of 
the Study of International Relations, focused on interna-
tional armed conflicts and their resolution. Background and 
causes of armed conflict, foreign and security policy of 
states, international instruments for arms control and con-
trol of arms trade and nuclear terrorism. 

2 Kumulativ 
1/2 

8 5 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 
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War and peace 2 
Building on “war and peace 1”. Special issues in the field 
of War and Peace studies, such as the impact of national-
ism and ethnicity on war and peace; changes in modern 
warfare; arms control; the role of international institutions; 
intervention and peacekeeping; the military industrial com-
plex, environmental security, terrorism 

3 Kumulativ 
1/2  

8 5 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 4/5 1 16   
      

Modul Nebenfach Wirtschaftswissenschaft I SWS Prüfungen CPs SEM  
BWL 1 + AG 
(Grundlagen und Inhalte der Betriebswirtschaftslehre, 
Grundzüge der BWL-Geschichte vor dem Hintergrund 
praktischer wirtschafts- und unternehmenspolitischer Ent-
wicklungen, Grundkenntnisse über die Beziehungen zwi-
schen Unternehmen und Gesellschaft) 

4 Kumulativ 
1/2 

6 1 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Kommunikation und Präsentation + AG 
(Kommunikations-, Moderations- und Präsentationstechni-
ken.) 

4 Kumulativ  
1/2 

6 2 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 8 1 12   
      

Modul Nebenfach Wirtschaftswissenschaft II SWS Prüfungen CPs SEM  
Buchhaltung und Abschluss + AG 
(Vorgehensweisen der Buchführung, zentrale Bestandteile 
des externen Rechnungswesen) 

4 Kumulativ 
1/2 

6 3. Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Strategisches Management 
(Analyse der Planungs- und Entscheidungstatbestände 
des Marketing im Zusammenhang mit der strategischen 
Marktausrichtung.) 

2 Kumulativ 
1/2 

6 4. Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 6 1 12   
      

Modul Sprachkurse SWS Prüfungen CPs SEM  
5 Kurse Niederländisch  
(Lehrbuch Code Nederlands 1 plus Einführung in die juris-
tische Fachsprache ) 

je 2 Kumulativ 
je 1/6 

15 1 - 3 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

1 Kurs Legal Terminology 
(Introduction into the difference between the common law 
system and the civil law system, covering the legal termi-
nology used in contract law, tort law, criminal law, law of 
trusts, constitutional law, and agency law among others. 
The course culminates in a minimum of a ten minute case 
presentation by the students using their knowledge of the 
US and UK legal terminology that they have learnt in 
class.) 

2 Kumulativ 
1/6 

3 1 Klausur 
oder Referat 
oder Hausarbeit 
oder mündliche 
Prüfung oder 
Kolloquium 

Gesamt 12 1 18   
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 Dauer Prüfungen CPs SEM  
Bachelor-Arbeit inkl. Disputation 6 

Wo-
chen 

Kumulativ: 
2 : 1 

15 6  

Praktische Studienzeit 8 
Wo-
chen 

 12  Praktikums-
bericht 
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   Carl von Ossietzky Universität Oldenburg 
                                           Universität Bremen  

 

  

 

 

  
 

  
 

Zeugnis der Prüfung 
zum Bachelor of Laws (LL.B.) 

 

Prüfungsausschuss 
Bachelor of Laws  

 

 
Herr/Frau  Vorname   N A C H N A M E  
 
geboren am: 00.00.2000   in: Bremen 
 
 
 
 
hat die Bachelorprüfung erfolgreich gem. der Prüfungsordnung der Carl 
von Ossietzky Universität Oldenburg und der Universität Bremen vom 
*** (Brem. ABl. vom ***/ Amtl. Mitteilungen der Carl von Ossietzky Uni-
versität Oldenburg vom ***) abgeschlossen. 
 
Die Leistungen der einzelnen Prüfungsteile und -gebiete werden wie 
folgt beurteilt: 
 
 
 
 

G e s a m t n o t e 
 

– sehr gut (1,0) – 
 

ECTS-Grad* 
 
 

 
 
 
   

Bremen und Oldenburg,   XXX Siegel 
Universität Bremen  

   
   
   
   
Vorsitz der 
Gemeinsamen Kommission  

Vorsitz des  
Bachelorprüfungssausschusses 
 

   
   
   
   
Prof. Dr.  Siegel 

Universität Oldenburg Prof. Dr.  

                                                           
* ab dem vierten Studienjahr (2009) 
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Prüfungsleistungen  Prüfungsform CP Bewertung 
   
   
Module   
   
Einführung in die Hanse Law School     
   
Zivilrecht I      
   
Zivilrecht II      
   
Zivilrecht III      
   
Strafrecht I      
   
Strafrecht II      
   
Öffentliches Recht I      
   
Öffentliches Recht II      
   
Öffentliches Recht III      
   
EU-Recht      
   
Wirtschaftsrecht I      
   
Wirtschaftsrecht II      
   
Arbeitsrecht      
   
Auslandsstudium      
   
Nebenfach Wirtschaftswissenschaft I     
   
Nebenfach Wirtschaftswissenschaft II     
   
Sprachkurse      
   
   
Bachelorarbeit    
   
“”   
   
   
Praktikum  Praktikumsbericht  unbenotet 
   
   
 
 
 
 
Note Definition 
1,0 – 1,5 sehr gut 
1,6 – 2,5 gut 
2,6 – 3,5 befriedigend 
3,6 – 4,0 ausreichend 
4,1 – 5,0 nicht bestanden 
 
Gewichtung: Die Gesamtnote setzt sich aus den mit den Leistungspunkten gewichteten Einzelnoten der Module (80 %) und der Note 
für die Bachelorarbeit (20 %) zusammen. 
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     Carl von Ossietzky Universität Oldenburg 
                        Universität Bremen 

 

  

 

 

 
 

 

 
Urkunde 

 
 

Hanse Law School 
 
 
 

Die in der Hanse Law School verbundenen Universitäten 
 

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg, Fakultät II, Institut für Rechtswissenschaft 
 

und 
 

Universität Bremen, Fachbereich Rechtswissenschaft, 
 

verleihen mit dieser Urkunde gemeinsam 

 
 
 

Herrn/Frau Vorname Nachname 
 

geboren am 00.00.0000 in XXX 
 
 
 

den Hochschulgrad 
 

Bachelor of Laws (LL.B.) 
 
 

auf Grund der bestandenen Bachelorprüfung vom XXX. 
 
 
 
 
Bremen und Oldenburg,   XXX Siegel 

Universität Bremen  
   
   
   
   
Vorsitz der 
Gemeinsamen Kommission  

Vorsitz des  
Bachelorprüfungssausschusses 
 

   
   
   
   
Prof. Dr.  Siegel 

Universität Oldenburg Prof. Dr.  
 


